
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe
Freundinnen und Freunde aus dem

Wahlkreis Gifhorn-Peine, 

der Herbst ist da. Das erkennt man nicht
nur an den farbigen Blättern, den kürzeren
Tagen und dem Wetter. Auch der politische
Herbst der Regierung ist angebrochen. 

Dort fallen allerdings nicht die Blätter,
sondern der Anspruch noch etwas zu
bewegen. Das haben wir am vergangenen
Mittwoch in der Regierungserklärung vom
Bundeskanzler gesehen und gehört. Anstatt
zum Tagesordnungspunkt “Regierungs-
erklärung zum Europäischen Rat” zu
sprechen, hat der Bundeskanzler eine
lupenreine Wahlkampfrede für die SPD
gehalten.  Unser Vorsitzender hat die Rede
treffend kommentiert: “... gehört haben wir
hier eine vorgezogene, fast schon
verzweifelte Wahlkampfrede eines
Bundeskanzlers, der mit dem Rücken zur
Wand und mit den Füßen am Abgrund
steht.” 

Bezeichnend ist auch das Verhalten der
Regierung zu ihrem eigenen
Sicherheitspaket. Obwohl es den Titel
“Sicherheitspaket” gar nicht mehr verdient,
musste der Kanzler in seiner eigenen
Fraktion ein Machtwort sprechen, damit es
überhaupt eine Mehrheit gibt. Skandalös ist,
dass die Ampel-Fraktionen unsere
sicherheits- und migrationspolitischen
Anträge nicht zur Abstimmung zulassen will.
Dazu mehr im Folgenden! 

Ich wünsche viel Spaß beim Lesen
und freue mich auf Ihre

Reaktionen! 
 

Herzliche Grüße, Ihre und Eure

Ingrid Pahlmann 
MdB

Neues von Ihrer Abgeordneten

Oktober 2024 

Infos zu meiner Arbeit in Berlin sowie
spannende Themen und Anträge finden

Sie in meinem Newsletter. Bitte beachten
Sie auch die Veranstaltungshinweise!



Das sogenannte „Sicherheitspaket“ der
Bundesregierung

Zusätzliche Datenschutz-Hürden für den biometrischen Datenabgleich. Nun gilt insbesondere:
Der Abgleich darf nicht mehr bei schweren Straftaten vorgenommen werden, sondern erst bei
besonders schweren Straftaten. Er gilt also für weniger Fälle und weniger Täter. Auch die
Anwendung des Datenabgleichs zur Identifizierung von Asylsuchenden wird weiter erschwert. 

Der ohnehin schon beschränkte Leistungsausschluss für Dublin-Fälle wird weiter
abgeschwächt. Viele Ausreisepflichtige werden weiterhin in Deutschland Sozialleistungen
erhalten. 

Bei der Aberkennung des Schutzstatus bei Heimreisen von Asylsuchenden ins Herkunftsland
bleiben ausdrücklich Ausnahmen möglich. 

Das vermeintliche „Sicherheitspaket“ war schon in der Fassung der Regierung unzureichend. Die
von den Koalitionsfraktionen zuletzt vereinbarten Änderungen schwächen das Paket weiter und
machen es weitgehend wirkungslos. Misstrauen gegen unsere Sicherheitsbehörden, Datenschutz-
Bedenken und eine grundsätzlich verfehlte Migrationspolitik haben sich in der Ampel-Regierung
erneut durchgesetzt. In der nun weitgehend entkernten Fassung bezeichnet es der Deutsche
Richterbund zutreffend nur noch als „Mini-Päckchen“. 

Unsere Kritik an diesem „Mini-Päckchen“ bringen wir in zwei Entschließungsanträgen vor: Mit
unserem Antrag „Ein umfassendes Sicherheitspaket jetzt beschließen“ fordern wir die schnelle
Umsetzung eines echten und umfassenden Sicherheitspakets, das effektive Maßnahmen wie die
Speicherung von IP-Adressen und den Einsatz von Gesichtserkennung beinhaltet. Zudem wollen
wir das Problem der massenhaften illegalen Zuwanderung und die daraus entstehenden
Folgeprobleme endlich wirksam angehen und erneuern in diesem Antrag unsere Forderung nach
umfassenden Zurückweisungen auch von Asylsuchenden an den Grenzen zu unseren
europäischen Nachbarstaaten. 

     

Nach dem islamistischen Anschlag in Solingen am
23. August 2024 hatte sich die Bundesregierung
auf ein sogenanntes „Sicherheitspaket“ verständigt.
Mehr als einen Monat nach der ersten Lesung im
Deutschen Bundestag und nach wochenlangem
Streit haben sich die Ampel-Parteien auf eine
Abschwächung der geplanten Maßnahmen
verständigt. Dies betrifft insbesondere: 



Die im Paket enthaltenen Maßnahmen im Waffenrecht lehnen wir ab. Unsere Kritik legen wir in
einem weiteren Entschließungsantrag dar. Abgesehen von einigen wenigen sinnvollen Änderungen
– insbesondere erweiterte Kontrollbefugnisse der Bundespolizei – drängt sich der Eindruck auf:
SPD und Grüne wollen den Anschlag von Solingen nutzen, um lang geplante Änderungen im
Waffenrecht gegen die FDP durchzusetzen. Allerdings hätten die geplanten Änderungen die
Terroranschläge von Mannheim und Solingen nicht verhindert. Diese ineffektiven, bürokratischen
und im Ergebnis unwirksamen Verschärfungen lehnen wir deshalb ab. 

Es ist im Übrigen skandalös, dass die Ampel-Fraktionen unsere sicherheits- und
migrationspolitischen Anträge nicht zur Abstimmung zulassen wollen. Das ist ein einmaliger
Vorgang, der die Grundfesten parlamentarischer Gepflogenheiten berührt. Wir werden alle uns zur
Verfügung stehenden Mittel zur Anwendung bringen, um unsere Minderheitenrechte im Deutschen
Bundestag gegen diese willkürlichen Entscheidungen der Ampel-Mehrheit zu verteidigen.

   

AfD-Verbotsverfahren

Gruppenantrag zur Einleitung
eines

AfD-Verbotsverfahren

Eine Reihe von Abgeordneten des Deutschen
Bundestages bereitet einen Gruppenantrag
mit dem Ziel der Einleitung eines
Verbotsverfahrens gegen die Partei
„Alternative für Deutschland“ (AfD) vor.

 Dazu zählt auch eine einstellige Zahl von Abgeordneten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. In der
Fraktionssitzung am 15. Oktober 2024 haben wir ausführlich und sachlich über den avisierten
Gruppenantrag diskutiert. Dabei haben die Mitglieder der Fraktion die Rechtslage sowie den
politischen Kontext fundiert und ausführlich abgewogen.

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist eine Partei dann verfassungswidrig,
wenn sie nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf abzielt, die freiheitliche
demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der
Bundesrepublik Deutschland zu gefährden. Zudem müssen konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen,
dass ein Erreichen der von der Partei verfolgten verfassungsfeindlichen Ziele nicht völlig
aussichtslos erscheint. 



Mit überragender Mehrheit hat unsere Fraktion sich dazu entschieden, dem Gruppenantrag zur
Einleitung eines Verbotsverfahrens gegen die AfD nicht beizutreten. Die Fraktion hält den Versuch
eines Verbots der AfD zum jetzigen Zeitpunkt für juristisch nicht erfolgversprechend und politisch
kontraproduktiv. Folgende Erwägungen waren für diese Entscheidung handlungsleitend:

Die vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten Voraussetzungen für ein Parteiverbot sind
mit Blick auf die AfD – zumindest derzeit – aller Voraussicht nach nicht erfüllt. Zwar führt das
Bundesamt für Verfassungsschutz die AfD als Verdachtsfall auf Rechtsextremismus. Die
obergerichtliche Rechtsprechung hat diese Einschätzung bestätigt. Eine Einstufung als
„Verdachtsfall“ ist aber nicht gleichzusetzen mit den – erheblich höheren – Anforderungen,
die das Bundesverfassungsgericht an das Verbot einer politischen Partei stellt. Wir gehen
vielmehr davon aus, dass bei der AfD die  Voraussetzungen eines Parteiverbots (noch) nicht
erfüllt sind und die Verfassungsschutzämter nicht über hinreichendes Beweismaterial für ein
Verbotsverfahren verfügen.

Das Verfahren zum Verbot einer politischen Partei dauert – selbst im Erfolgsfall –mehrere
Jahre. Bei der NPD hat es vier Jahre gedauert. Selbst für den unwahrscheinlichen Fall eines
erfolgreichen Verbotsantrags könnte sich die AfD noch an der nächsten Bundestagswahl
beteiligen und sich dabei als vermeintliche „Märtyrer“ inszenieren. 

Darüber hinaus fehlt dem Gruppenantrag die erforderliche Tatsachengrundlage in Form einer
umfassenden Materialsammlung. Eine solche könnte nur durch das Bundesamt für
Verfassungsschutz und die Landesämter für Verfassungsschutz erstellt werden - erst auf einer
solchen Grundlage kann eine fundierte Entscheidung getroffen werden. Überdies verlangt das
Bundesverfassungsgericht, vor Einleitung eines Verbotsverfahrens „strikte Staatsfreiheit“
gegenüber der betroffenen Partei herzustellen. Das bedeutet: Die Begründung eines
Verbotsantrages darf nicht auf Beweismaterialien gestützt werden, deren Entstehung
zumindest teilweise auf das Wirken von V-Leuten oder verdeckten Ermittlern zurückzuführen
ist. Eine entsprechende Garantie vermag allerdings nur die Bundesregierung respektive die
Landesregierungen zu geben. Sie allein vermögen deshalb einen überzeugenden
Beweisantrag zu erarbeiten.

Zudem müssen wir auch die möglichen Folgen eines Scheiterns des Verbotsantrags
bedenken: Die AfD erhielte faktisch ein verfassungsgerichtliches „Gütesiegel“, eine
verfassungsgemäße Partei zu sein – dieses Risiko einzugehen, halten wir für nicht vertretbar.

Schließlich gilt: Wir halten es für einen Trugschluss zu glauben, die Zustimmung zur AfD ließe
sich „wegverbieten“. Die politischen Kräfte der demokratischen Mitte müssen die AfD
stattdessen politisch und inhaltlich stellen. Wir wollen keine Symptombehandlung, sondern
Ursachenbekämpfung: Die drängenden politischen Probleme Deutschlands müssen gelöst
werden, um dem in der Bevölkerung weit verbreiteten Frust gerecht zu werden.
Altbundespräsident Joachim Gauck bringt es auf den Punkt: Ein Verbotsverfahren würde
„noch mehr Wut und noch mehr Radikalität erzeugen – und das wäre politisch schädlich“.



Haltung der Bundesregierung
zur Unterstützung des

Selbstverteidigungsrechts
Israels

Während die Bundesregierung 2023 noch Rüstungsgüter im Wert von 326,5 Millionen Euro
nach Israel exportiert hat, waren es trotz der existenzbedrohenden Lage für die einzige
Demokratie in der Region in diesem Jahr bis Mitte August nur Güter im Wert von 14,4 Millionen
Euro. Selbst für dringend benötigte Ersatzteile wurden Exportgenehmigungen seit März nicht
erteilt. Dabei ging die Verweigerung offensichtlich hauptsächlich vom Auswärtigen Amt sowie
vom Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz aus. Dies kommt einem stillen
Waffenembargo gleich. Aufgrund unserer Kenntnis sehr konkreter Fälle hatten wir in der
„Vereinbarten Debatte“ zum Jahrestag des schrecklichen Überfalls der Hamas auf Israel am 7.
Oktober 2023 deutliche Kritik an dieser Haltung der Bundesregierung geübt. Kurz darauf
erteilte die Bundesregierung erste Genehmigungen für bislang blockierte Lieferungen von
Verteidigungsgütern an Israel. 

Die Vorwürfe gegen die Bundesregierung und besonders gegen die Bundesminister Baerbock
und Habeck wiegen schwer. Wir fordern daher vollständige Transparenz und lückenlose
Aufklärung zu den Beweggründen der Entscheidungsfindung der Bundesregierung und zur
Grundhaltung der Bundesregierung zur Unterstützung von Israel. Unsere historische
Verantwortung und Solidarität dürfen sich nicht nur in Worten, sondern müssen sich in
konkretem Handeln widerspiegeln. Israel muss die Unterstützung erhalten, die es in Ausübung
seines Selbstverteidigungsrechts benötigt. Die Verweigerung von Rüstungsexporten durch die
Bundesregierung über mehr als ein halbes Jahr hat das Vertrauen Israels in die Bundesrepublik
Deutschland nachhaltig beschädigt. Auch muss der Bundeskanzler die Frage beantworten,
warum er in dieser die Grundfesten bundesdeutschen Handelns berührenden Frage nicht von
seiner Richtlinienkompetenz Gebrauch gemacht hat.

Die Bundesregierung muss sich an den eigenen Maßstäben messen lassen. Es ist einfach, in
Sonntagsreden und Beiträgen auf Social Mediakanälen gute Worte und Beistandsbekundungen
zu hinterlassen. Wenn sich allerdings herausstellt, dass es nichts als leere Worthülsen waren,
die dem Showeffekt dienten, sinkt die Glaubwürdigkeit auf einen neuen Tiefpunkt! 

Aktuelle Stunde 



Geburtshilfe und medizinische Versorgung von Kindern
und Jugendlichen in Deutschland zukunftsfest machen

Wir wollen verhindern, dass es im Rahmen der Krankenhausreform zu einer Verschlechterung
der Versorgungslage kommt. Schwangere und Familien brauchen eine wohnortnahe, qualitativ
hochwertige stationäre und ambulante Versorgung. Daher schlagen wir u.a. vor,
hebammengeleitete Kreissäle stärker zu fördern, das Hebammenstellenförderprogramm
weiterzuentwickeln sowie berufliche Weiterbildungsmöglichkeiten für die Hebammen zu stärken.
Wir wollen die Länder darin unterstützen, analog zur Landarztquote die Einführung einer
Kinderarztquote zu prüfen und hierfür gesonderte Studienplätze zur Verfügung zu stellen sowie
Kinder- und Jugendmedizin als verpflichtenden Teil der Ausbildung festhalten. Neben
Verbesserungen in der Weiterbildung wollen wir die Auszubildenden in der Pflege noch besser
auf ihre Tätigkeit in der pädiatrischen Versorgung vorbereiten und die Neustrukturierung der
Perinatalzentren gesetzlich regeln. Mit unserem Antrag stellen wir wichtige Verbesserungen in
der medizinischen Versorgung von Kindern und Jugendlichen in den Mittelpunkt. Die Ampel hat
in dieser Legislaturperiode bisher nichts Gleichwertiges auf den Weg gebracht.

Gute Versorgung unserer Kleinsten und
deren Familien muss hohe Priorität haben.
Neben einer auskömmlichen Finanzierung
braucht es Kooperation zwischen Fachärzten,
Hebammen, Pflegekräften und Medizinischen
Fachangestellten. Kurz: Es braucht das
richtige Team am richtigen Ort. Die zentrale
Forderung unseres Antrags – den wir in
dieser Woche erstmalig beraten – lautet:

Einblicke in die Arbeit im Bundestag

Hallo, ich bin Leonard und habe in dieser Woche
mein Praktikum als Gast bei der
Bundestagsabgeordneten Ingrid Pahlmann
gemacht. Ich habe einen guten Einblick in die
Arbeit der Ausschüsse für Ernährung und
Landwirtschaft und den für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend bekommen. Ich bin 18 Jahre alt
und komme aus Isenbüttel, einem Dorf in der Nähe
von Gifhorn und besuche die 13. Klasse des Philipp
Melanchthon Gymnasiums in Meine. Im nächsten  
Jahr beende ich meine Schullaufbahn mit dem   
Abitur. In meiner Freizeit interessiere ich mich sehr
für Sport, seien es Team- oder auch
Einzelsportarten. Ich habe mich für dieses
Praktikum entschieden, da mich Politik, aber vor
allem die Arbeit der Regierung sehr interessiert. 

Hier hatte ich die Möglichkeit, viele
Einblicke zu bekommen, die sonst nur
sehr theoretisch besprochen werden
und konnte teilhaben an der politischen
Arbeit der Abgeordneten der CDU/CSU.
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Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes über die
unternehmerischen Sorgfaltspflichten zur Vermeidung

von Menschenrechtsverletzungen in Lieferketten
(Lieferkettensorgfaltspflichtenaufhebungsgesetz)

Bundesminister Robert Habeck hat sich bereits vor geraumer Zeit dafür ausgesprochen, das
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (Lieferkettengesetz) für zwei Jahre auszusetzen. Mit
unserem Gesetzesentwurf haben wir ihm Gelegenheit gegeben, seinen eigenen Vorschlag zügig
umzusetzen. Passiert ist von Seiten des Ministers Habeck und der Bundesregierung gleichwohl –
nichts. Zum Hintergrund: Das deutsche Lieferkettengesetz vom 16. Juli 2021 verpflichtet seit
dem 1. Januar 2023 Unternehmen ab einer bestimmten Größe, Sorgfaltspflichten in Bezug auf
menschenrechtliche oder umweltbezogene Risiken in ihren Lieferketten zu prüfen. Im Sommer
2024 hat die EU eine Lieferkettenrichtlinie beschlossen. Diese ist innerhalb von zwei Jahren in
deutsches Recht umzusetzen. Die deutsche Richtlinie geht in verschiedenen Bereichen über das
Lieferkettengesetz der EU hinaus (u.a. erweiterte Sorgfaltspflichten, zivilrechtliche Haftung,
andere Unternehmensgrößen). Es hat keinen Sinn, an den Verpflichtungen aus dem deutschen
Lieferkettengesetz festzuhalten, während sich die Unternehmen bereits auf die neuen
Verpflichtungen aus der Europäischen Lieferkettenrichtlinie vorbereiten. Diese vermeidbare
Mehrbelastung hätte einen nicht gerechtfertigten Wettbewerbsnachteil deutscher Unternehmen
auf dem internationalen Markt zur Folge. Die Aussetzung des Lieferkettengesetzes wäre ein
einfacher und dringend erforderlicher Beitrag zum Abbau von Bürokratie und lässt sich mit
unserem Gesetzesentwurf schnell umsetzen. Die Doppelbelastung deutscher Unternehmen muss
vermieden werden. Es braucht jetzt sofort ein Belastungsmoratorium.

Damit Mobilität nicht zum Luxus wird – Für einen bezahlbaren
Autoführerschein

Mit unserem Antrag setzen wir uns für eine Reform
der Fahrschulausbildung und Prüfungsverfahren
ein. Wir wollen, dass Mobilität insbesondere für
junge Menschen im ländlichen Raum erschwinglich
bleibt. Die Kosten für den Führerscheinerwerb sind
in den letzten Jahren stark gestiegen, und die
Wartezeiten für Prüfungen haben sich verlängert.
Das erschwert den Zugang zur Mobilität. Wir
fordern die Bundesregierung auf, die Ausbildung
von Fahrlehrern zu Fahrprüfern zu erleichtern, mehr
Prüftermine zu ermöglichen und die Fahrschüler-
Ausbildungsordnung zu flexibilisieren. Zudem soll
das Antragsverfahren für Führerscheine digitalisiert
und die Integration von Fahrsimulatoren in die
Ausbildung ermöglicht werden. 

Ziel ist es, die Kosten zu senken, die
Bürokratie zu reduzieren und die Aus-
bildungsqualität zu sichern. So fördern
wir die individuelle Mobilität und
erhöhen gleichzeitig die Verkehrs-
sicherheit. 
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Engagement fördern, Ehrenamt stärken, Vereine
entlasten – Bürokratie in der Ehrenamts- und

Vereinsarbeit abbauen

In Deutschland engagieren sich rund 30 Millionen Menschen ehrenamtlich in mehr als 600.000
gemeinnützigen Vereinen, Verbänden, Körperschaften und Initiativen. Ihr Engagement ist
vielseitig: In Sport- und Kulturvereinen, in den Kirchen oder der Wohlfahrtspflege, bei der
Feuerwehr, beim Roten Kreuz und im Technischen Hilfswerk, im Natur- und Umweltschutz – ganz
allgemein beim Einsatz für unsere Gesellschaft und für andere Menschen. Besonders in ländlichen
Regionen ist ehrenamtliches Engagement eine tragende Säule für ein lebendiges und
funktionierendes Gemeinwesen. Ehrenamtlern gebührt dafür große Anerkennung. Trotz dieses
Engagements sehen sich viele Ehrenamtler und Vereine mit zunehmender Bürokratie und
staatlichen Auflagen konfrontiert. Diese bürokratischen Hürden erschweren das Engagement und
die Vereinsarbeit erheblich. Wo Ehrenamtler und Vereine einfach nur ihre Tätigkeiten für unsere
Gesellschaft ausüben möchten, legt ihnen der Staat immer wieder bürokratische Fesseln an.

Ehrenamt und Vereinsarbeit sind ein Rückgrat unserer Gesellschaft. Wir wollen die Ehrenamtler
entlasten, Bürokratie abbauen und so Engagement attraktiver gestalten. Mit unserem Antrag
machen wir konkrete Vorschläge zur Entlastung der ehrenamtlichen Arbeit und zur Förderung des
Ehrenamts. Wir wollen die Bürokratiebelastung senken und 25 % der Bürokratiebelastung für
gemeinnützige Vereine abbauen. Für jede neu eingeführte Belastung muss doppelt so viel
Bürokratie abgebaut werden („One in – two out.“). Haftungsrisiken für ehrenamtliche Vorstände
wollen wir reduzieren und Vereine von Kosten und Aufwand – etwa bei der notariellen
Beglaubigung von Registeranmeldungen – entlasten. Die Prüfungsintervalle des Finanzamts für
Gemeinnützigkeit und Umsatzsteuerpflicht wollen wir vereinfachen. Schließlich setzen wir uns
auch für eine Anhebung der Übungsleiter- und Ehrenamtspauschalen sowie eine Anhebung der
Freigrenze für Einnahmen aus wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb ein. Ehrenamtler brauchen
weniger Belastungen, mehr Rechtssicherheit und umfassende gesellschaftliche Anerkennung.

Gesetz zur Stärkung der Strukturen gegen sexuelle
Gewalt an Kindern und Jugendlichen

Mit dem Gesetzentwurf – den wir in dieser Woche erstmals beraten – verfolgt die
Bundesregierung das Ziel, Kinder und Jugendliche besser vor sexueller Gewalt zu schützen.  So
wird der Beauftragte gegen sexuellen Missbrauch gesetzlich verankert, ebenso der
Betroffenenrat, der die Belange der Opfer vertritt. Vorgesehen ist zudem die verpflichtende
Anwendung von Schutzkonzepten in der gesamten Kinder- und Jugendhilfe, die gesetzliche
Verankerung einer medizinischen Kinderschutzhotline sowie die Schaffung eines
Forschungszentrums zu sexueller Gewalt. Der Gesetzentwurf greift wesentliche Forderungen der
CDU/CSU-Fraktion auf, die wir bereits in unserem Positionspapier „Kinderschutz 4.0 – Unsere
Agenda für den Schutz von Kindern in der digitalen Welt“ aufgestellt haben und geht insoweit in
die richtige Richtung. Anpassungen, insbesondere zur Sicherstellung der 24-Stunden-
Erreichbarkeit der medizinischen Kinderschutzhotline, sind jedoch notwendig.

https://www.cducsu.de/sites/default/files/2023-11/PP%20Kinderschutz_0.pdf
https://www.cducsu.de/sites/default/files/2023-11/PP%20Kinderschutz_0.pdf


Übergabe der Erntekrone im

Ausschuss für Ernährung und

Landwirtschaft

Kongress “Ländliche Räume” mit
Besuchern aus Peine und Gifhorn

Ladies Circle zu Frauen in Sicherheitsberufen

Praktikant Leonard Nitsche

Timo Gefeller, Herbert Pieper, Ernst-Dieter Meinecke
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Fabian Lüder, Teilnehmer von
Jugend und Parlament 2024

AG Umwelt zum Thema
Wasserversorgung und

Wasserwiederverwendung

Kongress zur Sportnation Deutschland

Parlamentarisches Frühstück

THW

Sabine Lackner, Martin Gerster, Thomas Kolodzi,

Wolfgang Lindmüller

Meine Rede zum Thema Frühe Hilfen! 

https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7616535#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NjE2NTM1&mod=mediathek
https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7616535#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NjE2NTM1&mod=mediathek
https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7616535#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NjE2NTM1&mod=mediathek


Impressum & Kontakt

Wahlkreisbüro Gifhorn
Steinweg 5 

38518 Gifhorn
ingrid.pahlmann.ma01@bundestag.de

Ingrid Pahlmann, MdB
Platz der Republik 1

11011 Berlin
Tel: 030 227 72341

ingrid.pahlmann@bundestag.de

Wahlkreisbüro Peine
Freiligrathstraße 4

31224 Peine
ingrid.pahlmann.ma01@bundestag.de

Veranstaltungshinweise:
Am Samstag, 19.10.2024 ab 11.00 Uhr finden Sie mich bei der Veranstaltung vom
CDU Bezirksverband “Auf einen Brunch mit Jens Spahn” auf dem Gut Bardenhagen und
am Mittwoch, 23.10.2024 ab 11.00 Uhr auf dem Landvolktag des Landvolkes
Gifhorn-Wolfsburg in der Stadthalle Gifhorn. 

Weiterhin möchte ich
 auf meine Bürgersprechstunde

hinweisen:  

Als Abgeordnete im Bundestag verstehe ich mich
als Ihre Interessensvertreterin. Die beste

Gelegenheit für ein Gespräch ist im Rahmen
meiner Bürgersprechstunde.

Während der Bürgersprechstunde besteht die
Möglichkeit, Probleme, Vorschläge und

Sachverhalte in vertrauensvollem Rahmen
mitzuteilen.

Wenden Sie sich bitte für die Terminabsprache per
E-Mail unter ingrid.pahlmann.ma01@bundestag.de

an mein Büro.

facebook

instagram

mailto:ingrid.pahlmann.ma01@bundestag.de
mailto:ingrid.pahlmann@bundestag.de
mailto:ingrid.pahlmann.ma01@bundestag.de
mailto:ingrid.pahlmann.ma01@bundestag.de
https://www.facebook.com/ipahlmann
https://www.instagram.com/ingridpahlmannmdb/?fbclid=IwAR3vbKXtlvrYsT4L9VVRKTrJMQLMuqlwBnlBgCINgA2_OJQwgtHYQJR3uU4

